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Versuch eines zusammenfassenden
Berichtes und einer autonomen Ein-
schätzung der Demo am 30. April
und des Gefahrengebietes im Schan-
zenviertel rund um den 1. Mai in
Hamburg.

Die Demonstration am 30.04. hat unsere
Erwartungen übertroffen. Wir, das sind ei-
nige Leute aus dem Umfeld der Roten
Flora, die wie viele andere aktiv an der
Demo teilgenommen haben. Die Polizei
schätzte die Anzahl der Teilnehmenden auf
ca. 4000 Menschen, der Lautsprecherwagen
sprach später von 6000 Menschen. Wir
denken, diese Schätzung liegt vielleicht et-
was zu hoch und welche will, nimmt einfach
die Mitte mit 5000 Teilnehmer_innen. 

Die gegen Gentrifizierung und kapitalisti-
sche Stadtentwicklung gerichtete Demon-
stration wurde überraschenderweise nicht
von einem Spalier begleitet. Damit sollte
einerseits vermutlich Konfliktpotential her-
ausgenommen und andererseits auf die ge-
sellschaftliche Breite der Demonstration
reagiert werden. Wir werten dies als Erfolg
des breit angelegten Demonstrationskon-
zeptes. Tatsächlich war es angenehm, mal
ohne mehrreihiges Spalier durch die Stadt
zu gehen, und wir glauben, dass dies zum
ungewöhnlich entspannten Start der Demo
beigetragen hat. Dass dies in Hamburg lei-
der nicht dem Normalfall entspricht, zeigte
der nächste Tag, an dem die 18 Uhr Demo
mit mehr als 2000 Leuten in einem mehr-
reihigen Wanderkessel durch menschen-
leere Straßen geführt, immer wieder aufge-
stoppt und teilweise angegriffen wurde. 

Nervig fanden wir auf der Demo am 30.4.
die Böllerwürfe. Es gab wieder mehrere
Verletzte in den eigenen Reihen. Wozu Böl-
ler an den Straßenrand geworfen werden,
wenn noch nicht mal ein Spalier vorhanden
ist und dort nur solidarische Menschen
unterwegs sind, ist für uns nicht nachvoll-
ziehbar. Doch auch wenn Bullen am Rand
oder gar in der Demo stehen, ist Bewurf
vor allem anderen eine Gefährdung der ei-
genen Leute. Es gab in diesem Zusammen-
hang wieder einmal einige sehr unschöne
Szenen und wir denken, es gibt an dieser
Stelle nachhaltigen Diskussionsbedarf. Auch
im Sinne weiterer Proteste und Demon-
strationen. 

Breit aufgestellt 

Zur Demo gegen eine mögliche Räumung
der Roten Flora und des Wagenplatzes Zo-
mia wurde nicht nur die eigene autonome
Szene erreicht, sondern das gesamte Spek-
trum stadtentwicklungspolitischer Prote-
ste. Dies drückte sich auch in den Rede-
beiträgen und den inhaltlichen Schwer-
punktsetzungen aus. Gleichzeitig wurde die
Demo angeführt von einem beeindrucken-
den autonomen Block. Während die Demo
vorne sehr lautstark war, nahm dies zur
Mitte und zum Ende des Zuges hin stark ab.
Auch Ketten wurden dort kaum gebildet,
was sich zu einem späteren Zeitpunkt
rächte. Die Mischung der Leute war
heterogen und das sonnige Wetter tat sein
übriges. Insgesamt ist es gelungen, und dies
ist vielleicht die wichtigste Erfolgsmeldung
dieses Tages, eine Fusion unterschiedlicher
Protestspektren herzustellen. Schwarzer
Block und Stadtteilinitiativen, Anwoh-
ner_innen und radikale Linke überschnitten
sich in ihren Forderungen und einer Wider-
standsperspektive um ein Recht auf Stadt.
Damit ist die Bewegung zur Verteidigung
der Roten Flora gut aufgestellt, eine noch
breitere Protestwelle kündigt sich mögli-
cherweise an. Die Demo am 30.4. war we-
der der Anfang noch das Ende der Kam-
pagne "Flora bleibt unverträglich". Sie kann
eine Steilvorlage sein für weitere Demos
und Aktionen, die die Frage, um was es bei
einer Räumung der Flora geht, nämlich den
Begriff von Stadt und Gesellschaft, aufgrei-
fen und weiter verbreitern. 

Stadt selbst machen 

Ein Häuserblock mit vielleicht 20 Pappfigu-
ren thematisierte verschiedene Projekte
und Konflikte um Leerstand und Recht auf
Stadt. Mehrere Menschen begleiteten die
Demonstration als überdimensionale Ka-
meras verkleidet und beobachteten unauf-
dringlich aufdringlich das Geschehen. Ein
Wasserturm, eine Rote Flora, ein Frappant
und viele andere Häuser starteten an der
Spitze der Demo, um in der Schanzen-
straße den autonomen Block nach vorne zu
lassen und sich am Rand und weiter hinten
wieder einzureihen. Initiativen haben gegen
die Umgestaltung des Real-Geländes de-
monstriert, und Mieter_innen der Esso
Häuser auf St. Pauli gegen ihre Vertreibung.
Menschen aus St. Georg kritisierten die
dortige Verdrängung von Drogenszene und

Straßenprostitution durch die neue Sperr-
gebietsverordnung, NO BNQ machte aus
der Demo eine Konfettiparade. 

An anderer Stelle der Bernhard-Nocht-
Straße wurde der zu großen Teilen leerste-
hende Astraturm und das Riverside Hotel
umgestaltet und ein Bundeswehrfahrzeug
dem Kriegseinsatz entzogen. Die Forde-
rung nach Enteignung von Privateigentum
wurde spontan aufgegriffen und in einem
Lidl Markt kurzerhand die Selbstbedienung
eingeführt, um die Demonstration mit Ge-
tränken zu versorgen. In Altona wurde in
einem Akt des zivilen Ungehorsams, das
Motto der Demo "Stadt selbst machen"
aufgegriffen und der Holzplattenzaun der
Ikea-Baustelle von vielen Leuten aus dem
mittleren Bereich der Demonstration im
Vorbeigehen demontiert. 

Der Polizeiangriff auf die 
Demonstration 

Die Polizei reagierte hierauf mit einem un-
serer Ansicht nach absolut unverhältnismä-
ßigen, gewalttätigen Einsatz, der die Situa-
tion massiv eskalierte. Ein Trupp Polizeibe-
amter stürmte von vorne am Zaun entlang
durch die Demo und Menschenmenge und
stieß dabei auf den mehr als berechtigten
Widerstand von zahlreichen Demonstra-
tionsteilnehmer_innen. Nur der Ruhe und
Besonnenheit der Beteiligten der Demon-
stration ist zu verdanken, dass es durch den
polizeilichen Einsatz an dieser engen Stelle
keine Panik mit vielen Verletzten gab. 

Wir sind uns etwas unsicher, ob an dieser
Stelle die Demonstration nicht zu früh be-
endet wurde. Besser als ein überstürztes
Ende wäre möglicherweise der Aufruf ge-
wesen Ketten zu bilden und stehen zu blei-
ben, um die Bullen aus der Demo zu halten
und dann langsam, aber selbstbewusst zum
Platz der Abschlusskundgebung durchzu-
rücken, um dort noch einen gemeinsamen
Abschluss durchzusetzen mit Beiträgen zur
Verdrängung in Altona. 

Um die Auflösung herum wussten die
Leute im hinteren Bereich nicht, was in der
Mitte los war. Dort war zeitweise ein Kes-
sel entstanden, der aber nicht gehalten
wurde, während vorne ein Mob aus meh-
reren hundert Leuten in den Seitenstraßen
aufgrund der sich verstärkenden Polizeian-
griffe und Wasserwerfereinsätze militante

Hamburg 1. Mai Wochenende: 

Stadt wurde selbst gemacht
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In einem völlig intransparenten, unpartizi-
pativen Prozess hat die regierende Partei-
polik entschieden, dass Markus Schreiber
weiterhin seine bereits jahrzehntelang gäh-
rende persönliche Abneigung gegen Wa-
genplätze in seiner Position als Bezirks-
amtsleiter Mitte ausleben darf. In Hinter-
zimmergesprächen trotzte er Überzeu-
gungsversuchen der BSU (“keine Beden-
ken”) sowie Vermittlungsversuchen von
Mitgliedern seiner eigenen Partei. Markus
Schreiber blockiert bereits seit 1993 Ver-
änderungsprozesse durch sein Machtposi-
tion und will munter Wagenplätze räumen
(„Bambule hab ich auch schon geräumt“).
Zomia wurde immer wieder zum Stillhal-
ten angehalten, damit nur Markus Schreiber
“sein Gesicht nicht verliert”. “Rauf und
Runter” könne man Wagenplätze im Bezirk
Mitte diskutieren: Nix zu machen, war dann
jetzt die Ansage im Auschuss der Bürger-
schaft : “Dahinter steht einfach eine Hal-
tung”. Gründe dafür gibt es nicht. Pech ge-
habt. Das Hamburger Wagengesetz soll
auch bitteschön bloss nicht geändert wer-
den.

Was ist das für eine Haltung? 
Wagenplätze in Hamburg werden bislang il-
legalisiert, kriminalisiert, als Gefährdung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung diffa-
miert, zuletzt während Schillzeiten geräumt
und des Landes verwiesen. Auch wenn es
jetzt heißt "grundsätzlich hätte ja niemand
was gegen Wagenplätze" scheint diese Hal-
tung von Vertreibung und Zerstörung von
Wagenplätzen  in Hamburg fortgeführt zu
werden. Die fünf Wagenplätze in Hamburg
würde niemand mehr in Frage stellen, sagte
die SPD gerade in einer Bürgerschaftssit-
zung. Kurz danach wurde das seit einem
Jahr in der Planung befindliche Bauvorha-
ben „Hebebrandquartier“ öffentlich, das
unter anderem den Wagenplatz Borribles
einfach überplant. Die Wagengruppe Zomia
befindet sich seit über einem halben Jahr in
der Auseinandersetzung um einen Verbleib
in Hamburg und die Verhinderung der im-
mer wieder akuten Räumungsandrohun-
gen. Ende Mai dann ein „Angebot“: Als fer-
tige Lösung wurde die Verbringung nach
Jenfeld auf das Gelände der ehemaligen Let-
tow-Vorbeck-Kaserne präsentiert: Dort ist
in zwei Jahren der Baubeginn des bislang
millionenschwer geförderten Bauprojekts
“Jenfelder Au” mit “770 familienfreund-
lichen Wohneinheiten”. Bis dahin: Infra-
strukturlegung, Kampfmittelräumung etc.

Wird hier ähnlich wie beim Wagenplatz
Wendebecken 2004 eine Grund für eine
“realpolitisch unabdingbare” Räumung vor-
geplant? Auf der Fläche des Wagenplatzes
Zomia ist in absehbarer Zeit kein Bauvor-
haben geplant. Was sollte der Grund sein
umzuziehen? Es gibt keinen, es wäre eine
absolut blödsinnige Verschlechterung.

Die Haltung gegen Wagenleben in Hamburg
wird verschleiert und zumeist nicht expli-
zit ausgesprochen:  

1. In einer Stadt wie Hamburg wird jede
Fläche in irgendeiner Form genutzt. Sei es
von einzelnen Menschen oder vom städti-
schen Grün oder als eventuelle Vorhalteflä-
chen für Verkehrsprojekte. Während aber
Elbphilharmonien, eine Hafencity, eine
internationale Gartenschau, eine interna-
tionale Bauausstellung oder tanzende
Türme als scheinbare Leuchttürme im
internationalen Standortgerangel von oben
durchgesetzt werden, soll es keinen Platz
für Wagenplätze geben. Während in Ham-
burg krasser Leerstand an Büroflächen
herrscht, die City Nord in ihrer gähnenden
Leere längst vergessen scheint, müssen
scheinbar dringend Wohnhäuser überall auf
allen (!) Flächen die in Frage kommen neu
gebaut werden - dagegen  könne doch
keine_r was sagen, oder? Bezahlbares Woh-
nen und Wagenplätze sind aber keine
Widersprüche oder Gegner_innen. Mit
dem Argument, es könnte leider leider
keine Fläche gefunden werden, kann ein
Wagenplatz aus Hamburg vertrieben wer-
den ohne die Haltung explizit zu machen.

2. Das ätzende Herumschieben von Verant-
wortung zwischen Bezirk und Bürgerschaft,
zwischen Parteien und Behörden, Markus
Schreiber und seiner Partei ist Programm.
Wenn die SPD im Bezirk sagt, sie wolle in
der Bezirksversammlung nichts machen so-
lange nicht der Stadtentwicklungsauss-
schuss entschieden hätte und dann Men-
schen der selben Partei in genau jenem
Ausschuss sagen, man könnte nix machen,
da der Bezirk zuständig ist dann.. ist das nur
ein Beispiel von unnötigen Spielchen von
denen keine_r von uns den Akteuren ab-
nimmt, dass sie selber daran glauben. Aber
Zomia wird versucht dies immer wieder
weiszumachen. Das Spielchen wird gespielt
vor dem Hintergrund einer seit 30.4.2011
gültigen Räumungsanordung, der ständigen
Drohung diese umzusetzen und  bloss auf-

zupassen und bloss nicht des Herren
Schreibers Gesichtsverlust zu befördern.
Markus Schreibers Gesicht(sverlust) ist
kein Umzugsgrund!  Mit diesem „ich finde
die Räumungsanordnung persönlich doof,
aber leider sind mir die Hände gebunden“
kann die Haltung gegen Wagenplätze be-
quem nicht explizit gemacht werden. - Und
das Erreichen von Wagenplätzen kann mög-
lichen Nachahmenden durch den übelst
langen Prozess unter Räumungsanord-
nungsbedingungen möglichst unattraktiv
gemacht werden...

3. Blöde Argumente werden vorgebracht,
solange es irgend geht, bis das
Gegenteil erwiesen ist und dann wird das
nächste konstruiert und vorgeschoben: 

Sind es nicht die Flächen, ist es das Wagen-
gesetz, dass den Bezirken die Möglichkeit
gibt, Wagenplätze sogar auf privaten Flä-
chen zu verhindern (Anm.: sie könnten sie
zwar auch genehmigen...aber leider...). In-
dustrieflächen, für die für jeden Scheiss
Umwidmungen und Sondernutzungen
möglich sind, werden beim Schlagwort
„Wagenplatz“ auf einmal für die Ewigkeit
unantastbar.Briefe von einzelnen Menschen
die angeblich die Meinung von ganzen
Stadtteilen wiedergeben werden nach völ-
ligem Gutdünken als „Partizipation“ ge-
nutzt oder auch nicht. Während sich gegen
andere Projekt der Stadt ganze
Bürger_inneninitiativen formiert haben,
ohne das es irgendwie störend sei, frei nach
dem Motto: irgendwen stört‘s immer. Wahl-
weise wird auch die sozialpolitische Kat-
astrophe direkt mit Wagenleben liiert, ver-
unglimpft und als selbstverständlich durch
Ausgrezung zu beseitigen deklariert.  Dies
in der Bürgerschaftsdebatte um das Wa-
gengesetz geschehen. Drogen, Alkohol, Kri-
minalität, Abstieg, Ratten und Substandard-
Ängste. Was macht es für einen Sinn so et-
was zu konstruieren? Wir finden Wagenle-
ben soll gefälligst unabhängig von Lebens-
stil, Alkoholkonsumshöhe, Einkommen, Füh-
rungszeugnis, Bildungsniveau, Hamburger
Geburtsrecht usw. möglich sein, für Men-
schen die das einfach wollen.  Eine (!)  Mei-
nung von einer kleinen Gruppe a.k.a. „Wir
Wilhelmsburger“, verweigert Zomia als
„Neu-Wilhelmsburgern“ das Daseinsrecht
mittels „Westernreiter nehmen Indianern
ihr Land weg“-Metaphern. Dies wird von
Schreibers Amt dankbar als „stellvertre-
tend für die Meinung im Stadtteil“ be-

Hamburgs Umgang mit Wagenplätzen: 
„dahinter steht eine Haltung ...“
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Die Sexarbeiter_innen im Hamburger
Stadtteil St. Georg erfahren, trotz der Le-
galität ihres Berufes, eine Illegalisierung
durch die hier bestehende Sperrgebiets-
verordnung und eine von Politik und An-
wohner_innen initiierte Kampagne der Ver-
treibung und Ausgrenzung. Es muss sich ein
breiter Widerstand formieren, der diese
Verhältnisse angreift und sich gegen Re-
pression und Kriminalisierung stellt.
Für ein Recht auf Straße - gegen Repres-
sion und Kriminalisierung in St.Georg 

Im Jahr 2002 wurde das Prostitutionsgesetz
in Deutschland verabschiedet. Mit diesem
Gesetz wird Sexarbeit im juristischen Sinne
nicht mehr als sittenwidrig gesehen und er-
hält den Status einer legalen Dienstleistung.
Dies beinhaltet neben der Steuerpflicht
auch die Möglichkeit, sich unter der Be-
rufsbezeichnung Prostituierte zu versi-
chern, und das Recht, ausstehende Bezah-
lungen einzuklagen. Faktisch hat das ProstG
jedoch weder an der gesellschaftlichen Stig-
matisierung von Prostitution, noch an den
realen Arbeitsbedingungen etwas geändert.
Aktuelle Entwicklungen im Hamburger
Stadtteil St. Georg zeigen dieses in beson-
derem Maße. 

Es muss auf die unhaltbaren Zustände in St.
Georg aufmerksam gemacht werden, eine 
Gegenposition zum hegemonialen Diskurs
bezogen und sich aktiv gegen eine Politik
der Vertreibung „unliebsamer“ Gruppen
gestellt werden! 

Sperrgebiet – Instrument der Ver-
treibung und Kriminalisierung 

Trotz der bundesweiten Gesetzgebung zur
Legalisierung von Prostitution gibt es für
die einzelnen Bundesländer die Möglichkeit,
in Städten sogenannte „Sperrgebiete“ zu
errichten. Dies geschieht auf Grundlage der
sogenannten „Sperrgebietsverordnung“,
welche die Ausübung von Prostitution
„zum Schutz der Jugend oder des öffent-
lichen Anstandes“ in festgelegten Gebieten
untersagt. Unter anderem wird bei Verstoß
ein Bußgeld verlangt. 

Aufgrund (partei)politischer Interessen
werden so häufig Plätze, an denen sich seit
langer Zeit eine Community von Sexarbei-
ter_innen einen Wohn-, Arbeits- und Le-
bensraum geschaffen hat, zu Sperrgebieten
erklärt und die Sexarbeiter_innen in Rand-
bezirke gedrängt. 

Gefahrengebiet St. Georg 

Die Sperrgebietsverordnung ist jedoch
nicht das einzige Instrument zur Kriminali-
sierung ganzer Personengruppen. Ähnliches
leistet auch das in St. Georg eingerichtete
„Gefahrengebiet“. Innerhalb eines solchen
Gefahrengebietes darf die Polizei ohne
konkreten Verdacht oder drohende Gefahr
„Personen kurzfristig anhalten, befragen,
ihre Identität feststellen und mitgeführte
Sachen in Augenschein nehmen“.
Die Folgen dieser Kontrollen können von
einem Platzverweis oder einem Aufent-
haltsverbot bis hin zur Ingewahrsamnahme
reichen. Wer diesen massiven Eingriff in die
Grundrechte ertragen muss, liegt ganz in
der Definitionsmacht der Polizei. St. Georg
unterliegt somit einem polizeilichen Aus-
nahmezustand, der staatlicherseits den Weg
für „Aufwertungs-“ prozesse im Stadtteil
ebnet. 

Illegalisierung und Kriminalisierung
verschärfen die Situation 

Die Gefahrengebietsregelung in St. Georg
hat als besondere Zielgruppe „Personen,
die (...) vom äußeren Erscheinungsbild
und/oder ihrem Verhalten der Drogenszene
zugeordnet werden können“. 
Viele der Sexarbeiter_innen in diesem Vier-
tel sind Drogenkonsument_innen und da-
mit von der Gefahrengebietsregelung in be-
sonderem Maße betroffen. Zusammen mit
den Repressionen durch die Sperrgebiets-
verordnung und den Regelungen des Be-
täubungsmittelgesetzes wird die Situation
der drogengebrauchenden Sexarbeiter_in-
nen von staatlicher Seite aus erheblich ver-
schärft. Die extrem hohen Schwarzmarkt-
preise für Drogen (auch als Folge des
BtmG) und die gravierende Erhöhung der
Bußgelder (von 50 auf 200 Euro) steigern
den Druck auf die Sexarbeiter_innen und
verunmöglichen so ein selbstbestimmtes
Arbeiten, welches auch die Ablehnung von
Freiern miteinschließt. Die Betroffenen
werden auf diese Weise in ihrer prekären
Situation noch verletzlicher gemacht und
so steigt auch die Gefahr von gewalttätigen
Übergriffen auf die Sexarbeiter_innen. 
Eine Vertreibung aus dem Viertel würde die
ohnehin schon schwierige Situation der 
Sexarbeiter_innen noch verschärfen, da die
Anbindung an das Hilfesystem der akzep-
tierenden Drogenarbeit verloren gehen
würden. Eine Verlagerung der Straßenpro-
stitution von St. Georg nach Rothenburgs-
ort, wie sie im Gespräch ist, würde für die

Sexarbeiter_innen somit den Verlust ihres,
zwar kleinen aber bestehenden, sozialen
Schutzraumes bedeuten. 

An die – sehr viel naheliegenderen Lösun-
gen - der Entkriminalisierung von Sexarbeit
und kontrollierten Legalisierung von Dro-
gen, scheinen weder die Polizei, noch die
Verantwortlichen in der Politik interessiert
zu sein. Dabei würden diese Alternativen
zur immer weiteren Verschärfung der Re-
pression den Sexarbeiter_innen wie auch
den Anwohner_innen im Stadtteil zugute
kommen. 

Neben den drogenkonsumierenden Sexar-
beiter_innen, befindet sich auch die Gruppe
derjenigen, die ohne legalen Aufenthaltssta-
tus der Prostitution nachgehen, in einer
prekären Situation. Restriktive Migrations-
gesetze verursachen Isolation und liefern
die Betroffenen an Verhältnisse aus, die von
Ausbeutung und Abhängigkeiten geprägt
sind. Diese Sexarbeiter_innen sind ge-
zwungen, versteckt zu leben und zu arbei-
ten, um dem Zugriff der Polizei und somit
ihrer Abschiebung oder Haft zu entgehen.
Auch hier würde eine Veränderung des Auf-
enthaltsgesetzes und eine Entkriminalisie-
rung der Betroffenen Abhilfe schaffen. 

St. Georg - ein Stadtteil für alle? 

Bereits 1980 wurde das Viertel zum Sperr-
gebiet erklärt und Menschen wegen der
Ausübung von Prostitution mit Bußgeldern
bestraft. Mitte der neunziger Jahre setzte
dann ein stadtteilpolitischer „Aufwertungs-
“prozess ein. Diese Gentrifizierung ist Teil
einer Stadtentwicklungspolitik, mit der
Städte im Sinne von Marktinteressen
durchökonomisiert und so zu anschlussfä-
higen Produktions und Konsumräumen
werden sollen. Als Teil dessen steigen die
Mietpreise, die Bewohner_innenzu-
sammensetzung ändert sich durch den Zu-
zug einkommensstarker Bevölkerungsgrup-
pen und damit geht die Verdrängung der
Einkommensschwächeren einher. 
Menschen, die diesem Interesse vermeint-
lich entgegenstehen bzw. nicht genügend
Beitrag leisten, werden in die Außenbezirke
der Städte vertrieben. 
Obwohl schon der alleinige Zuzug in Stadt-
teile diese Prozesse reproduziert, scheuen
sich einige Anwohner_innen in St. Georg
nicht davor, eine noch schnellere Gangart
einzulegen. Teils organisiert in Stadtteiliniti-
ativen, wird nun von Anwohner_innen eine
Hetzkampagne gegen die Sexarbeiter_in-

Recht auf Straße ... in Hamburg - St. Georg



zeck 163 //  St. Georg Seite 17

nen angetrieben, um den „Strich“ nach Ro-
thenburgsort zu verlagern. Gleichzeitig
wird von exekutiver Seite die Sperrge-
bietsverordnung in St. Georg konsequenter
durchgesetzt, was sich unter anderem an
der eklatanten Erhöhung der Bußgelder für
Sexarbeiter_innen zeigt. Die vehementen
Forderungen nach einer „Reinigung“ St.
Georgs durch sich verantwortlich fühlende
Bürger_innen und Gewerbetreibende zei-
gen so Wirkung. 

Hansaplatz -
Macchiato statt Marginalisierte 

In der bisher sehr einseitig geführten De-
batte um Sexarbeit in St. Georg hat sich be-
sonders die Hansaplatz-Initiative durch ihre
Hetze hervorgetan. In dieser Initiative ha-
ben sich Anwohner_innen zusammenge-
schlossen, um die Entwicklung des Stadt-
teils nach ihren Vorstellungen voranzutrei-
ben. 
Sie hätten gerne eine „bunte Vielfalt von
Kunst und Kultur, Geschäften, Gastronomie
und Gewerbe am und um den Hansaplatz“
und „menschenwürdige Verhältnisse“ für
ihre Kinder und Jugendlichen. Aber das Ge-
werbe, das seit langem kennzeichnend für
den Hansaplatz ist, nämlich die Sexarbeit, ist
damit natürlich nicht gemeint. Vielmehr
geht es um die Forderung nach Vertreibung
der Sexarbeiter_innen von den Straßen des
Stadtteils. Durch die Kriminalisierung auf-
grund der gegenwärtigen Gesetzeslage be-
deutet Vertreibung für die Sexarbeiter_in-
nen jedoch auch Inhaftierung und Abschie-
bung. Dies wird billigend in Kauf genom-
men. 
Dabei haben sich die Mitglieder der Initia-
tive „mit der Kenntnis angesiedelt, dass das 
Viertel ein historischer Kiez ist und mehr
Lebensfacetten anzutreffen sind als in an-
deren Stadtteilen“.
Trotzdem werden Lebensrealitäten, die
nicht ihrer eigenen privilegierteren Situa-
tion gleichen, als störend und bedrohlich
konstruiert.  Die „bunte Vielfalt“ entpuppt
sich so als Deckmantel für Rassismus und
das Wohl der Kinder muss herhalten für
die verquere und ausgrenzende Weltan-
schauung der Erwachsenen. 

Als weiteres Feindbild hat sich die Initiative
die schon erwähnten sozialen Einrichtun-
gen auserkoren, die im Stadtteil akzeptie-
rende Arbeit für die Sexarbeiter_innen lei-
sten. Den Einrichtungen wird vorgeworfen,
Menschenhandel hinzunehmen und die Kri-
minalität im Stadtteil zu fördern. So wird
auch gegen diejenigen Stimmung gemacht,
welche die marginalisierten Sexarbeiter_in-
nen unterstützen. 

Sexarbeit ist kein Menschenhandel 

In den Ausführungen der Hansaplatz-Initia-
tive wird die EU-Osterweiterung benutzt,
um den angeblichen Anstieg von organi-
sierter Kriminalität, Drogen- und Men-
schenhandel im Viertel zu erklären. Neben
dem sich hier zeigenden Rassismus und der
Darstellung einer subjektiven Wahrneh-
mung als Tatsache, wird zudem die im Vier-
tel stattfindende Sexarbeit mit Menschhan-
del gleichgesetzt. Dass Menschenhandel mit
sexueller Ausbeutung (fälschlicherweise
auch „Zwangsprostitution“ genannt) auch
in St. Georg vorkommt, ist nicht zu be-
streiten und ohne Frage beschissen. Davon
auszugehen, dass alle Migrant_innen in der
Sexarbeit per se Opfer von Menschhandel
sind, ist jedoch genauso diskriminierend
wie es beschönigend ist, immer von einer
frei gewählten Beschäftigung auszugehen.
Sexarbeit ist NICHT mit Menschenhandel
gleichzusetzen. Beim Ersten handelt es sich
um Lohnarbeit, beim Zweiten schlichtweg
um ein Verbrechen an der Menschlichkeit. 

Freie Wahl im herrschenden System? 

Sexarbeit stellt eine Form der Dienstlei-
stung dar, die Sex - vielmehr sexuelle
Dienstleistung – als Ware verkauft. Sexar-
beit ist demnach als Arbeit anzuerkennen,
die aufgrund unterschiedlichster Motive
oder eben auch Zwangslagen - jenseits von
Menschenhandel - ergriffen wird. Wer die
Frage nach der Freiwilligkeit von Sexarbeit
aufwirft, muss sich aber auch der Frage
nach einer Freiheit der Wahl bezüglich der
Lohnarbeit im kapitalistischen System wid-
men. Jenseits der vermeintlich „freien Be-
rufswahl“ steht Lohnarbeit an sich über-
haupt nicht zur Diskussion. Es entsteht ein
gesellschaftlicher Zwang, welcher Lebens-
entwürfe jenseits von Lohnarbeit unmög-
lich macht. 
Entscheiden sich nun Menschen für Sexar-
beit als Erwerbstätigkeit - analog zum
Zwang zur Lohnarbeit -, wird trotzdem
ihre subjektive Handlungsfähigkeit als Lohn-
arbeiter_innen in Frage gestellt und ihnen
als Sexarbeiter_innen per Definition die
Rolle des Opfers zugeschrieben. Dies ent-
zieht den Betroffenen die Macht über die
eigene Definition und reproduziert das zu-
geschriebene passive Rollenbild. Die Sexar-
beiter_innen sind NICHT per se Opfer,
sondern in ihrer spezifischen Arbeitssitua-
tion lediglich vulnerabler als andere. 

So wie Sexarbeit im Kontext des Kapita-
lismus zu betrachten ist, müssen in einer
Analyse der Sexarbeit ebenso die herr-
schenden Geschlechterverhältnisse Beach-
tung finden. In feministischen Debatten

hierüber kommt es immer wieder zu Di-
skussionen, die sich um die Frage der Re-
produktion von geschlechtlichen Macht-
verhältnissen in der Sexarbeit drehen. Dem
Konzept der Sexarbeit liegt die Wirkmäch-
tigkeit der Geschlechterverhältnisse zu-
grunde, in welchen sich in Reproduktion
bestimmter Machtstrukturen eine Nach-
frage entwickelt. Hier wird sichtbar, dass
eine Kritik nicht an Sexarbeit selbst anzu-
setzen ist, sondern in dem gesellschaft-
lichen Verhältnis, aus welcher sie ent- und
besteht. Die verschiedenen Machtachsen,
an denen sich Ungleichheiten bilden und
verfestigen, müssen in den Blickpunkt der
Kritik gesetzt werden. Die Doppelmoral
der Mehrheitsgesellschaft, die einerseits die
sexuellen Dienstleistungen nutzt, sie ande-
rerseits aber ablehnt und stigmatisiert, kri-
minalisiert Sexarbeiter_innen und grenzt
sie aus der Gesellschaft aus. 

Um die Sexarbeiter_innen in ihrer Hand-
lungsfähigkeit gegen Ausbeutung und Ab-
hängigkeit zu unterstützen, muss sich soli-
darisch auf sie bezogen und gegen die fort-
währende Stigmatisierung gekämpft wer-
den. 

Recht auf Straße! 

Dass auch Sexarbeiter_innen Rechte haben
und ebenso zu den Anwohner_innen von
St. Georg zählen, interessiert Politiker wie
Herrn Markus Schreiber (Bezirksmatsleiter
Mitte), die Hansaplatz-Initiative und auch
andere Bürger_innen herzlich wenig. Sie
möchten den Druck noch erhöht wissen,
um das Prostitutionsgebiet endlich zu ver-
lagern. 

Wir setzen ein „Recht auf Stadt bedeutet
auch ein Recht auf Straße!“ dagegen und
fordern: 
• Sperrgebiete abschaffen! 
• Gefahrengebiete aufheben! 
• Gesicherter Aufenthaltsstatus für Alle! 
• Entstigmatisierung und Entkriminalisie-
rung von Sexarbeiter_innen! 
• Kontrollierte Legalisierung von Drogen
und Ausbau der akzeptierenden 
Drogenarbeit! 
• Geschlechterverhältnisse dekonstruieren!

diss_ & purl (zwei Gruppen aus Hamburg)

Info- und
Mobilisierungsveranstaltung 
07. Juli, 19h, Rote Flora 

Kundgebung 
09. Juli, 16 - 20h, Hansaplatz
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Im November soll es nach den Plänen der
Bundesregierung einen weiteren Castor-
transport ins Wendland geben. Es wird der
letzte Transport aus der Wiederaufberei-
tungsanlage im französischen La Hague
sein. In den vergangenen Jahren verlief die
Fahrt des Atomzuges nicht störungsfrei:
Hakenkrallen und Feuer sabotierten den
Zugverkehr, an vielen Bahnhöfen entlang
der Strecke versammelten sich zehntau-
sende Menschen zu Blockaden und Kund-
gebungen oder ketteten sich an die Gleise.
Dieser erfolgreiche, internationale Wider-
stand war möglich, obwohl der Zug regel-
mäßig von einer ganzen Armada von be-
waffneten und gepanzerten Polizist_innen
samt technischer Ausrüstung begleitet
wird.

Spätestens ab der Grenze ins Wendland be-
nehmen sich die Bullen wie eine Besat-
zungsarmee. Das Wendland ist jedes Jahr
vollgestopft mit Cops und ihren PKW‘s, -
LKW‘s, Räumpanzern, Wasserwerfern und
anderem uniformierten Gerümpel. Den
Leuten im Wendland geht das seit Jahren
auf den Keks – ständige Kontrollen und
Überwachung die schon zwei Monate vor
dem eigentlichen Transport offensichtlich
zunehmen. Nicht weiter verwunderlich die
Parole, die eine Menge Plakate seit Jahren
schmückt: „Besatzer_innen raus“. Genau
daran wollen wir in diesem Jahr anknüpfen.
2010 haben bereits die Bauern und
Bäuer_innen durch massive Straßenblocka-
den im Hinterland sehr erfolgreich den
Raum des Widerstandes erweitert. Ein
autonomes Konzept, das auch zu früheren
Zeiten von einigen praktiziert wurde. Die
autonomen Treckergruppen haben es im
vergangenen Jahr wieder mal deutlich ge-
macht: Besatzer_innen sind angreifbar. Sie
sind abhängig davon, dass sie mit Essen und
Getränken versorgt werden – denn in den
Voküs des Widerstandes bekommen sie
nichts. Sie sind angewiesen auf Dixie-Klos
an der Strecke – denn wer will schon Be-
satzer_innen ins Haus und aufs Klo lassen?
Und sie sind angewiesen auf Nachschub,
wenn sie nach zehn oder mehr Stunden-
schichten mal eine Pause brauchen. Auch
Besatzer_innen werden irgendwann müde
vom stundenlangen Rumstehen, Blockie-
rer_innen wegtragen und verprügeln, kurz
gesagt: erschöpft davon, den Handlangerjob
für die Atomindustrie und ihre staatlichen
Unterstützer_innen zu machen.
Die Räume des Widerstandes erweitern
Die Räume des Widerstandes erweitern

heißt für uns, diesen Nachschub zu blok-
kieren und zu sabotieren. Das kann schon
im Vorfeld beginnen – denn auch aus Dei-
ner Stadt kommen Bullen ins Wendland. Vor
Ort heißt ein solches Konzept – eingebet-
tet in den gesamten Widerstand – selbst-
organisiert und unberechenbar zu agieren.
Aufhalten lassen sich Wagenkolonnen bei-
spielsweise durch Materialblockaden und
ohne Luft in den Reifen fährt es sich auch
ganz schlecht. Und verlässt das Essen die
Kantine nicht oder wird umverteilt, gibt es
keine Versorgung. Die Möglichkeiten sind
vielfältig, die Räume des Widerstandes
groß. Militanz ist dabei kein Selbstzweck,
sondern eine Widerstandsform von vielen
– allerdings eine, die besonders hohe Ver-
antwortlichkeit braucht. Das Ziel ist, einen
möglichst hohen, gezielten Sachschaden zu
schaffen, ohne unbeteiligte zu gefährden,
um so Freiräume für viele unterschiedliche
Widerstandsformen zu schaffen und damit
gemeinsam den Transport so schwierig wie
möglich zu machen.

Deshalb rufen Autonome Gruppen in die-
sem Jahr zu „Sommerurlaub im Wendland“
auf. Die Autonome Kampagne „Atomstaat
stilllegen! Castor 2011 – weiträumig un-
kontrollierbar renitent“ rät Bezugsgruppen,
sich rechzeitig, sorgfältig und bei schönstem
Sonnenschein vor Ort kundig zu machen.
Egal, ob ihr das erste Mal Widerstand gegen
den Castortransport leistet oder bereits
seit Jahren mit eurer Bezugsgruppe dabei
seid. Wichtig ist, wir wollen unsere beste
Seite einbringen: selbstorganisiert, unbere-
chenbar und unversöhnlich. Damit wir in
kleinen Gruppen erfolgreich agieren kön-
nen, gibt es eine Karte, auf der die Infra-
struktur verzeichnet ist, die der Staat und
ihre Helfer_innen brauchen, um den Cas-
tortransport bis ins Atommülllager zu prü-
geln. Welche Strecke fahren die Nach-
schubkolonnen? Wie kommt das Essen an
die Strecke? Wo sind die Kasernen, in de-
nen sich die Bullen ausruhen? Wo stehen
ihre Klos? Machen wir ihnen den Einsatz
zur Hölle. (Extra Kasten: An dieser Stelle
weisen wir darauf hin, dass Polizist_innen
den Einsatz durchaus verweigern oder sich
krankschreiben lassen können. Einst hat die
Gewerkschaft der Polizei auf diese Mög-
lichkeiten hingewiesen, schon allein wegen
der radioaktiven Strahlenbelastung.)
Aber zurück zum Konzept, mit dem wir das
Rad nicht neu erfinden, aber wieder ins
Rollen bringen. Ausgestattet mit besagter
Karte geht’s los. Am besten ist, ihr plant

noch während der warmen Jahreszeit ein
gemeinsames Wochenende. Die Erfahrun-
gen vieler Autonomer und Anarchist_innen
der vergangenen Jahre haben gezeigt: Vor-
bereitung tut Not – und ist auch sinnvoll.
Ortkenntnisse sind wichtig und noch bes-
ser ist es, Vorbereitungen sind schon ge-
troffen. Ansonsten ist die gemeine auto-
nome Kleingruppe während der Aktions-
tage immer auf die Ideen anderer angewie-
sen und die passen vielleicht nicht zu den
eigenen Aktionsvorstellungen. Und wenn es
keine Angebote gibt, dann stehen eh nur
alle stundenlang an der wärmenden Feuer-
tonne rum, debatieren was getan werden
könnte und oftmals tut sich dann nicht viel.
Also kommt in die Puschen!

Unberechenbar und dezentral zu agieren
ist gegenüber dem konzentrierten Bullen-
aufgebot ein enormer Vorteil. Aber es birgt
Risiken. Auch deshalb empfehlen wir allen,
schaut euch die Wege, den Rückzug und die
Umgebung genau und möglichst im Vorfeld
an. Vieles ist möglich, erwischen lassen ist
ärgerlich. Wir vertrauen dabei darauf, dass
Selbstorganisierung tatsächlich eine unse-
rer Stärken ist. Wir wollen damit das Ge-
samtkonzept des Widerstandes im Wend-
land wieder mal mit eigenen autonomen
Aktionen erweitern. Dabei geht es uns
nicht darum, von der Schiene oder der
Straße weg zu mobilisieren. Auch hier sind
entschlossene Aktionen gefragt und wer-
den von autonomer Seite her geplant und
unterstützt.

Nicht alle Bezugsgruppen werden die Mög-
lichkeit oder die Muße haben, sich bereits
im Sommer vorzubereiten, das wissen wir.
Deshalb soll das Konzept auch für die
Kurzentschlossenen anschlussfähig sein,
auch hierbei soll euch die Karte unterstüt-
zen. Materialblockaden sind auch spontan
möglich. Um sich mit den Spielregeln ver-
traut zu machen und sich warm zu laufen,
gibt es seit Jahren auch die Ralley Monte
Göhrde. Ein „wir erkunden die Waldwege
an der Schienentransport-Strecke“ Hin-
dernis-Parcours, der meist am Freitag der
Aktionstage stattfindet. Teilnehmen kann je-
dermensch, ob mit Trecker oder PKW, per
Motorrad oder Fahrrad, zu Pferd oder auch
zu Fuss. Hier können wir mit Mut zur
Lücke den Bullen schon mal gehörig auf die
Nerven gehen …
Mehr Infos: http://www.castor2011.org

Atomstaat stilllegen! Castor 2011 – 
weiträumig – unkontrollierbar – renitent












